
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Computer und Software: Keine Sofort-
abschreibung in der Handelsbilanz

Grundsätzlich müssen die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten von abnutzbaren 
Wirtschaftsgütern mit einer Nutzungsdau-
er von mehr als einem Jahr auf die Jahre 
der Nutzung verteilt, das heißt abgeschrie-
ben werden. Eine Ausnahme gilt indes für 
geringwertige Wirtschaftsgüter mit An-
schaffungskosten von maximal 800 Euro 
(netto). Diese dürfen sofort in einer Sum-
me abgeschrieben werden. 

Zur Förderung der Arbeit im Homeoffice 
hat die Finanzverwaltung im letzten Jahr 
überraschend verfügt, dass die betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer von Compu-
ter-Hardware und Anwendersoftware ge-
nerell ein Jahr beträgt, wenn Geräte oder 
Lizenzen seit dem 1. Januar 2021 erworben 
worden sind. Das bedeutet: Die Anschaf-
fungskosten können im Jahr der Anschaf-
fung in vollem Umfang als Werbungskosten 
oder Betriebsausgaben abgesetzt werden, 
und zwar unabhängig von der Höhe des 
Kaufpreises. Die vorherige Grenze für ge-
ringwertige Wirtschaftsgüter spielt für PCs, 
Notebooks und Software keine Rolle mehr 
(BMF-Schreiben vom 26.2.2021, BStBl 2021 I 
S. 2989). Mit einem weiteren Schreiben vom 

22.2.2022 (BStBl 2022 I S. 187) hat das BMF 
im Anschluss zahlreiche Zweifelsfragen ge-
klärt. So etwa, dass die volle Abschreibung 
auch bei einem unterjährigen Kauf möglich 
ist und auch, dass die Wirtschaftsgüter 
trotz Sofortabschreibung im Bestandsver-
zeichnis aufzuführen sind.

Naturgemäß muss sich das BMF aber nur 
zu steuerlichen und nicht zu handelsbilan-
ziellen Fragen äußern. Dies hat im Zusam-
menhang mit der AfA für PCs und Software 
nun aber das Institut der Wirtschaftsprüfer 
übernommen. Es führt unter anderem aus: 
„Wir gehen weiterhin davon aus, dass die 
steuerliche Fiktion einer Nutzungsdauer 
von nur einem Jahr grundsätzlich nicht 
der Bemessung der handelsrechtlichen 
Abschreibung digitaler Vermögensgegen-
stände zugrunde gelegt werden kann (son-
dern diese über ihre jeweilige tatsächliche 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer ab-
zuschreiben sind).“  (Quelle: Eingabe des 
IDW zur Abschreibung sog. digitaler Wirt-
schaftsgüter, IDW online 25.3.2022).

Tagesmütter und -väter: Ungekürzte 
Betriebsausgabenpauschale trotz 
Lockdown

Selbstständige Tagesmütter und -väter, 
die ihre Einkünfte versteuern müssen, 
dürfen die mit der Betreuung verbunde-

nen Aufwendungen als Betriebsausgaben 
absetzen, und zwar entweder in tatsäch-
licher Höhe gegen Nachweis oder in Höhe 
einer Betriebsausgabenpauschale. Bei 
einer wöchentlichen Betreuungszeit von 
40 Stunden sind das 300 Euro je Kind und 
Monat. Bei geringerer Betreuungszeit wird 
die Pauschale zeitanteilig gekürzt, bei län-
gerer Betreuungszeit aber nicht erhöht 
(BMF-Schreiben vom 11.11.2016, BStBl 2016 
I S. 1236). Während der Corona-Pandemie 
sind viele Tagespflegepersonen durch be-
hördliche Auflagen an der Betreuung der 
Kinder gehindert gewesen. Das Finanzmi-
nisterium Schleswig-Holstein hatte bereits 
darauf hingewiesen, dass die Betriebsaus-
gabenpauschale in diesem Fall dennoch in 
voller Höhe geltend gemacht werden darf. 
Voraussetzung sei jedoch, dass die Betreu-
ungsgelder weitergezahlt oder sonstige 
Ausgleichs- und Entschädigungszahlun-
gen geleistet werden, die als Betriebsein-
nahmen zu erfassen sind (FinMin Schles-
wig-Holstein, VI 302 - S 2246 B -019).

Und auch die Bundesregierung hat Stel-
lung bezogen: Der Abzug der Betriebsaus-
gabenpauschale für Kindertagespflegeper-
sonen ist auch für Zeiträume möglich, in 
denen die Kindertagespflegestelle corona- 
bedingt oder aufgrund eines Lockdowns 
geschlossen war (BT-Drucksache 20/534 
vom 28.1.2022). Die Bundesregierung führt 
ferner aus: Als Soloselbstständige, die 
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ihre Einkünfte aus freiberuflicher Tätig-
keit erzielen, können und konnten Kin-
dertagespflegepersonen zudem die Neu-
starthilfe 2022, Neustarthilfe Plus und die 
Neustarthilfe beantragen, sofern sie die 
Kriterien zur Antragsberechtigung erfüllt 
haben bzw. erfüllen. Insbesondere durch 
die Beantragung der Neustarthilfe (För-
derzeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 30. 
Juni 2021) konnten Kindertagespflegeper-
sonen die Einkommensverluste, die ihnen 
durch die coronabedingten Schließungen 
entstanden sind, mildern. Im Hinblick auf 
etwaige Rückzahlungen von Corona-Wirt-
schaftshilfen, die sich bei den nachträg-
lichen Überprüfungen aufgrund von hö-
heren Einnahmen als bei Antragstellung 
erwartet ergeben können, besteht bei 
vielen Bewilligungsstellen die Möglichkeit, 
anfallende Rückzahlungen über Stundun-
gen und Ratenzahlungen zu gestalten. Für 
die noch anstehenden Überprüfungen der 
Corona-Soforthilfen wurde den Ländern 
durch eine Verlängerung der Frist zur Vor-
lage der Schlussberichte mehr Flexibilität 
ermöglicht, damit erneute Liquiditätseng-
pässe der betroffenen Unternehmen und 
Selbstständigen möglichst vermieden wer-
den.

Sportvereine: Zuschüsse der Gemeinde 
für Bewirtschaftung von Sportanlagen

Zahlreiche Sportvereine haben Verträ-
ge mit den Gemeinden abgeschlossen, 
die es ihnen ermöglichen, Sportanlagen 
langfristig zu nutzen. Im Zuge dieser oder 
gesonderter Verträge haben sie sich ver-
pflichtet, die Sportanlagen zu bewirtschaf-
ten, also zum Beispiel die Grünflächen 
und Außenanlagen instand zu halten. Da-
für wiederum erhalten sie Zuschüsse von 
den Gemeinden. Der Bundesfinanzhof 
hat jüngst entschieden, dass die entspre-
chenden Zahlungen der Gemeinde nicht 
umsatzsteuerbare Zuschüsse für die Tätig-
keit des Sportvereins darstellen können. 
Voraussetzung für die Annahme eines so 
genannten echten Zuschusses ist unter 
anderem, dass der Verein nicht verpflichtet 
ist, bestimmte Sportangebote vorzuhalten 
(BFH-Urteil vom 18.11.2021, V R 17/20).

Es ging um folgenden Sachverhalt: Ein 
eingetragener Sportverein darf eine ge-
meindliche Sportanlage kostenfrei nutzen. 
Nach einem Nutzungsvertrag übernimmt 
er gegen eine pauschale Kostenerstattung 
die Bewirtschaftung der gesamten Sport-
anlage. Der Verein ist nicht verpflichtet, 
bestimmte Sportangebote vorzuhalten. 
Das Finanzamt sah die Zahlungen der Ge-
meinde dennoch als steuerbares Entgelt 
für Leistungen an, die durch den Verein 
an die Gemeinde erbracht werden. Der 

BFH ist dem jedoch entgegengetreten. Er 
sieht in den pauschalen Zuwendungen 
nicht umsatzsteuerbare echte Zuschüsse. 
Die Abgrenzung zwischen umsatzsteuer-
barem Entgelt und einem nicht steuer-
baren echten Zuschuss werde vor allem 
nach der Person des Bedachten und dem 
Förderungsziel vorgenommen. Spricht 
die wirtschaftliche Realität, hier etwa der 
langfristige Vertrag, dafür, dass die Ge-
meinde keinen eigenen Nutzen aus der Be-
wirtschaftung der Sportanlage durch den 
Verein erzielt, sondern dieser vielmehr be-
fähigt werden soll, seiner gemeinnützigen 
Aufgabe nachzugehen, so deutet dies auf 
einen echten Zuschuss hin. 

Praxistipp:
Der Sachverhalt wäre wohl anders 
entschieden worden, wenn der Verein 
verpflichtet gewesen wäre, seinerseits 
Sportangebote, zum Beispiel für den 
Schulsport, vorzuhalten. Dann hätte 
durchaus ein steuerbarer „Leistungs-
austausch“ gegeben sein können. Auch 
wenn das aktuelle Urteil des BFH in 
vielen Fällen positiv ist, darf nicht ver-
gessen werden, dass es eine Kehrseite 
hat: Den betroffenen Vereinen geht 
der Vorsteuerabzug aus Eingangsleis-
tungen verloren. Im Besprechungsfall 
muss die Vorinstanz zur Höhe der 
Vorsteuerkürzung nun weitere Feststel-
lungen treffen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Arbeitslohn: Erstattung von Parkgebüh-
ren ist lohnsteuerpflichtig

Arbeitnehmer dürfen ihre Fahrten zur Ar-
beit, das heißt zur ersten Tätigkeitsstätte, 
nur mit der Entfernungspauschale steuer-
lich geltend machen. Mit dieser Pauscha-
le sind alle gewöhnlichen Aufwendungen 
abgegolten, und zwar auch die Parkge-
bühren für das Abstellen des Kfz während 
der Arbeitszeit. Erstattet der Arbeitgeber 
einem Arbeitnehmer die Parkgebühren, 
wird insoweit Arbeitslohn angenommen, 
der der Lohnsteuer unterliegt. Hat ein Ar-
beitnehmer indes die Möglichkeit, sein Kfz 
kostenlos auf dem Firmengelände seines 
Arbeitgebers abzustellen, gilt dies nicht als 
geldwerter Vorteil, der zu versteuern wäre 
(Finanzministerium Nordrhein-Westfalen 
vom 28.9.2006, S 2334 - 61 - VB 3). Damit 
werden die beiden Fälle steuerlich unter-
schiedlich behandelt. Das heißt: „Unterm 
Strich“ ist zwar keiner der beiden Arbeit-
nehmer mit Parkgebühren belastet, doch 
im ersten Fall muss der Arbeitnehmer auf 
die Erstattung der Parkgebühren vielleicht 

30 oder 35 Prozent Lohnsteuer und oben-
drein noch Sozialversicherungsbeiträge 
zahlen. Dabei kann er die Parkgebühren 
nicht einmal gesondert als Werbungskos-
ten abziehen. Das erscheint äußerst unge-
recht. 

Das Niedersächsische Finanzgericht konn-
te sich in einem aktuellen Urteil allerdings 
nicht dazu durchringen, diese vermeintli-
che Ungerechtigkeit zu beseitigen. Es hat 
entschieden, dass die Erstattung von Park-
gebühren an Arbeitnehmer bei diesen zu 
Arbeitslohn führt, wenn die Kosten bereits 
mit der gesetzlichen Entfernungspauscha-
le abgegolten sind (Urteil vom 27.10.2021, 
14 K 239/18). Die Klägerin ist eine Kranken-
hausgesellschaft. An einem ihrer Standorte 
verfügte sie über keinen eigenen Parkplatz. 
Der gegenüber dem Klinikgelände gelege-
ne Parkplatz wurde von einem Fremdan-
bieter betrieben und war entsprechend 
kostenpflichtig. Um der Forderung des Be-
triebsrats nach kostenfreien Parkplätzen 
für die Klinikbelegschaft nachzukommen, 
erstattete die Klägerin den Beschäftigten, 
die den kostenpflichtigen Parkplatz am 
Krankenhaus nutzten, gegen Nachweis die 
Parkgebühren. Nach Ansicht des Finanz-
amts und des Finanzgerichts waren diese 
Erstattungen lohnsteuerpflichtig. Das Ur-
teil ist rechtskräftig.

Verdienst: Entwurf des Mindestlohner-
höhungsgesetzes liegt vor

Die Bundesregierung will den für Ar-
beitnehmer geltenden Mindestlohn zum  
1. Oktober 2022 auf einen Bruttostunden-
lohn von 12 Euro erhöhen. Hierfür hat sie 
den Entwurf eines Mindestlohnerhöhungs-
gesetzes vorgelegt. Zudem soll sich die 
Geringfügigkeitsgrenze (Minijobgrenze) 
künftig an einer Wochenarbeitszeit von 
10 Stunden zu Mindestlohnbedingungen 
orientieren. Mit der Anhebung des gesetz-
lichen Mindestlohns soll sie auf 520 Euro 
monatlich erhöht und dynamisch ausge-
staltet werden. Die Höchstgrenze für eine 
Beschäftigung im Übergangsbereich, frü-
her als Gleitzone bezeichnet, soll nach dem 
Willen der Bundesregierung von monatlich 
1.300 Euro auf 1.600 Euro angehoben wer-
den. Damit will sie eine weitergehende Ent-
lastung von sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten mit geringem Arbeitsentgelt 
erreichen. 

Der Ausgang des Gesetzgebungsverfahrens 
bleibt zwar abzuwarten, doch Arbeitgeber 
sollten sich darauf einstellen, dass die 
Maßnahmen wie geplant umgesetzt wer-
den.
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Immobilienbesitzer

Energetische Maßnahmen am Eigen-
heim: Sonnenschutz kann förderfähig 
sein

Nach § 35c des Einkommensteuerge-
setzes werden bestimmte energetische 
Maßnahmen am Eigenheim steuerlich 
gefördert. Werden die entsprechenden 
Voraussetzungen erfüllt, können 20 Pro-
zent der Aufwendungen direkt von der 
Steuerschuld abgezogen werden. Maxi-
mal sind 40.000 Euro je Objekt abzugs-
fähig, und zwar verteilt über 3 Jahre:  
7 Prozent im ersten und zweiten Jahr, 
höchstens jeweils 14.000 Euro, und 6 Pro-
zent im dritten Jahr, höchstens 12.000 Euro. 
Das begünstigte Objekt muss bei Beginn 
der energetischen Maßnahme älter als 
zehn Jahre sein. Die Steuerermäßigung für 
energetische Maßnahmen kann zudem nur 
in Anspruch genommen werden, wenn die 
Bescheinigung eines Fachunternehmens 
nach amtlichem Muster vorliegt. Welches 
Unternehmen als „Fachunternehmen“ in 
diesem Sinne gilt, ist wiederum in § 2 Ab-
satz 1 ESanMV (Energetische Sanierungs-
maßnahmen-Verordnung) geregelt. Als 
energetische Maßnahmen sind nicht nur 
Wärmedämmungen, die Erneuerung von 
Fenstern und Außentüren oder die Erneue-
rung der Heizungsanlage förderfähig, son-
dern seit dem Jahre 2021 auch der „som-
merliche Wärmeschutz“ (Anlage 4a zur 
ESanMV). Gefördert wird der Ersatz oder 
erstmalige Einbau von außenliegenden 
Sonnenschutzeinrichtungen mit optimier-
ter Tageslichtversorgung zum Beispiel über 
Lichtlenksysteme oder strahlungsabhängi-
ge Steuerung. Wichtig: Es ist nicht per se 
jeder Wärmeschutz begünstigt. Vielmehr 
sind die Vorgaben der DIN 4108-2:2013-02 
zum sommerlichen Mindestwärmeschutz 
einzuhalten. Interessierte Immobilienbe-
sitzer sollten daher frühzeitig mit einem 
Fachunternehmen besprechen, ob die Vor-
gaben eingehalten werden können.

.

Handwerkerleistungen: Keine Steuerer-
mäßigung für statische Berechnungen

Aufwendungen für Handwerkerleistun-
gen im Zusammenhang mit der selbst ge-
nutzten Wohnung können mit 20 Prozent, 
höchstens 1.200 Euro im Jahr, geltend 
gemacht werden. Das Finanzgericht Ba-
den-Württemberg hatte entschieden, dass 
auch Aufwendungen für statische Berech-
nungen, die zur Durchführung der Hand-
werkerleistungen erforderlich sind, wie die 
eigentlichen Handwerkerarbeiten steuer-
lich begünstigt sind (FG Baden-Württem-
berg vom 4.7.2019, 1 K 1384/19). Doch jüngst 
hat der Bundesfinanzhof dieses Urteil 

aufgehoben und die Steuervergünstigung 
nach § 35a Abs. 3 EStG verweigert (BFH-Ur-
teil vom 4.11.2021, VI R 29/19).

Der Sachverhalt: Im Eigenheim mussten 
schadhafte Holzstützen durch Stahlstützen 
ersetzt werden. Nach Ansicht des Hand-
werkers war eine vorherige statische Be-
rechnung erforderlich, die der Hauseigen-
tümer auch tatsächlich in Auftrag gab. Für 
die statische Berechnung wurde ihm eine 
Rechnung in Höhe von 535,50 Euro ausge-
stellt, mit der ausschließlich Arbeitskosten 
geltend gemacht wurden. Das Finanzamt 
lehnte die Anerkennung der Kosten ab, 
weil es sich hier um eine nicht begüns-
tigte Gutachterleistung handele. Der BFH 
gab dem Finanzamt recht. Begründung: 
Ein Tragwerksplaner (Statiker) sei grund-
sätzlich nicht handwerklich tätig, son-
dern erbringe Leistungen im Bereich der 
Planung und rechnerischen Überprüfung 
von Bauwerken sowie der Beurteilung der 
baulichen Gesamtsituation. Die statischen 
Berechnungen stellen auch nicht deshalb 
eine Handwerkerleistung dar, weil diese 
für die Handwerkerleistung unerlässlich 
waren. Die beiden Leistungen mögen zwar 
„sachlich verzahnt“ sein, dies führt aber 
nicht dazu, dass die Leistung des Statikers 
als anteilige Handwerkerleistung anzuse-
hen ist. Vielmehr seien beide Leistungen 
jeweils getrennt zu betrachten und hin-
sichtlich ihrer Eigenschaft als „Handwer-
kerleistungen“ gemäß § 35a Abs. 3 EStG zu 
beurteilen. 

 Alle Steuerzahler

Wiederauffüllung einer Rentenan-
wartschaft: Zahlungen nur begrenzt 
abziehbar

Kommt es im Rahmen einer Scheidung 
zum Versorgungsausgleich, verliert der 
Ausgleichsverpflichtete einen Teil seiner 
Rentenanwartschaften. Nach dem Sozial-
gesetzbuch und den Satzungen der Ver-
sorgungswerke besteht allerdings zumeist 
die Möglichkeit, die Rentenanwartschaften 
ganz oder teilweise wieder aufzufüllen 
(§ 187 Abs.  1 Nr.  1 SGB VI). Die Wiederauf-
füllungszahlungen sind steuerlich jedoch 
nur als Sonderausgaben im Rahmen des 
jeweils zulässigen Höchstbetrages steu-
erlich abziehbar. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof mit Urteil vom 19.8.2021 (X R 4/19) 
entschieden.

Der Sachverhalt: Ein angestellter Rechts-
anwalt hatte Versorgungsanwartschaften 
aus dem Versorgungswerk der Rechts-
anwälte erworben. Bei seiner Scheidung 
wurde ein Teil davon im Wege der internen 
Teilung an seine Ehefrau übertragen. Der 
Anwalt nahm die Möglichkeit wahr, seine 
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durch den Versorgungsausgleich gekürzte 
Rentenanwartschaft durch eine zusätzliche 
Zahlung in Höhe von 75.000 Euro um die 
Hälfte wieder aufzufüllen. Er machte diesen 
Betrag in voller Höhe als Werbungskosten 
geltend, während das Finanzamt die Zah-
lung - nur begrenzt - im Rahmen der Son-
derausgaben berücksichtigte. Die Haltung 
des Finanzamts ist rechtens - so der BFH. 
Die Begründung ist allerdings nur schwer 
nachzuvollziehen: Die geleistete Wieder-
auffüllungszahlung an den Versorgungs-
träger führe ihrer Rechtsnatur nach zwar 
zu Werbungskosten, da sie Kürzungen der 
Altersrente vermeidet. Dennoch sei sie nur 
als Sonderausgaben zu berücksichtigen, da 
sie zuvorderst als Beitrag zur Rentenversi-
cherung bzw. zu einem berufsständischem 
Versorgungswerk zu qualifizieren sei. Folg-
lich sei die Zahlung lediglich gemäß § 10 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG im Rahmen des 
zulässigen Höchstbetrages abziehbar.

Praxistipp:
Im Jahre 2022 sind die Altersvorsorge-
beiträge insgesamt absetzbar bis zu 
25.639 Euro bei Ledigen und 51.278 Euro 
bei Verheirateten. Davon wirken sich 
94 Prozent steuermindernd aus. Die 
Höchstbeträge sind allerdings schon 
zum Teil durch die laufenden Renten-
versicherungsbeiträge ausgeschöpft, 
so dass sich zusätzliche (Einmal-)
Zahlungen nur begrenzt auswirken. 
Sofern möglich und nach der jeweiligen 
Satzung des Versorgungsträgers zuläs-
sig, sollten Wiederauffüllungszahlun-
gen daher gegebenenfalls auf mehrere 
Jahre verteilt werden.

Alleinerziehende: Entlastungsbetrag 
kann zeitanteilig zu gewähren sein

Alleinerziehenden steht ein steuerlicher 
Entlastungsbetrag zu, wenn zu ihrem Haus-
halt mindestens ein Kind gehört, für das 
sie Kindergeld oder den steuerlichen Kin-
derfreibetrag erhalten, und ansonsten im 
Haushalt keine andere erwachsene Person 
lebt. Geregelt ist dies in § 24b des Einkom-
mensteuergesetzes. Seit 2020 beträgt der 
Entlastungsbetrag 4.008 Euro zuzüglich ei-
nes Erhöhungsbetrages für das zweite und 
jedes weitere Kind von jeweils 240 Euro. 

Die Finanzverwaltung will den Entlastungs-
betrag aber dann nicht gewähren, wenn für 
die beiden Elternteile eine Ehegattenver-
anlagung möglich wäre. Sprich: Ein Abzug 
soll dann nicht in Betracht kommen, wenn 
zwei Alleinerziehende im Laufe des Jahres 
heiraten oder wenn sich ein Ehepaar trennt 
und jeder eine eigene Wohnung bezieht. 



Mandanteninfo Juni 2022

Der Abzugsbetrag soll dann für das ganze 
Jahr entfallen; eine zeitanteilige Berück-
sichtigung sei nicht vorgesehen. Der Bun-
desfinanzhof ist aber anderer Auffassung: 
 
Zusammen veranlagte Ehegatten können 
den Entlastungsbetrag für Alleinerziehen-
de im Jahr der Eheschließung zeitanteilig 
in Anspruch nehmen, wenn sie vor der 
Heirat nicht mit einer anderen volljährigen 
Person in einer Haushaltsgemeinschaft ge-
lebt haben (BFH-Urteil vom 28.10.2021, III R 
57/20). 

Im Trennungsjahr ist der Entlastungsbetrag 
zeitanteilig für die Monate nach der Tren-
nung zu gewähren, wenn die Einzelveran-
lagung gewählt wird und im Haushalt keine 
andere volljährige Person lebt (BFH-Urteil 
vom 28.10.2021, III R 17/20).

Exemplarisch soll hier kurz der Sachver-
halt des erstgenannten Urteils vorgestellt 
werden: Die alleinerziehende Frau X hei-
ratet im Dezember 2015 Herrn Y, ebenfalls 
alleinerziehend. Am gleichen Tag ziehen 
die Ehegatten zusammen. Für das Jahr 2015 
wählen sie die Zusammenveranlagung und 
beantragen für ihre Kinder jeweils den Ent-
lastungsbetrag für Alleinerziehende. Das 
Finanzamt verweigert die Entlastungsbe-
träge, da die Voraussetzungen für die An-
wendung des so genannten Splittingtarifs 
gegeben sind. 

Doch der BFH urteilt, dass Sinn und Zweck 
für die Anwendung des Monatsprinzips im 
Jahr der Eheschließung und damit für die 
zeitanteilige Gewährung des Entlastungs-
betrages sprechen. Denn Ziel des Entlas-
tungsbetrages sei es, die höheren Kosten 
für die eigene Lebens- und Haushaltsfüh-
rung der Alleinerziehenden abzugelten. 
In der Situation eines Alleinerziehenden 

befinden sich auch Steuerpflichtige, die 
vor der Heirat im Jahr der Eheschließung 
allein mit ihren berücksichtigungsfähigen 
Kindern leben und die in dieser Zeit die 
alleinige Verantwortung für Haushalt und 
Kinder tragen. Gleiches gelte für Steuer-
pflichtige, die im Trennungsjahr zeitweise 
allein mit ihren berücksichtigungsfähigen 
Kindern leben. 

Aufnahme von Flüchtlingen: Abzug von 
Unterhalt nur bei gesetzlicher Pflicht?

Viele Bürger nehmen gerade jetzt Kriegs-
flüchtlinge auf. Doch auch in der Vergan-
genheit haben hilfsbereite Menschen 
Flüchtlinge aufgenommen, insbesonde-
re aus Syrien sowie - seit 2014 - aus dem 
Osten der Ukraine. Bei der Aufnahme der 
Flüchtlinge haben sie oftmals eine Ver-
pflichtungserklärung gemäß § 68 Aufent-
haltsgesetz abgegeben, die dazu führt, dass 
sie „sämtliche öffentlichen Mittel erstatten 
müssen, die für den Lebensunterhalt des 
Ausländers einschließlich der Versorgung 
mit Wohnraum sowie der Versorgung im 
Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftig-
keit aufgewendet werden, …“. Man könnte 
annehmen, dass die Kosten als Unterhalts-
leistungen im Rahmen der Höchstbeträge 
(§ 33a EStG) oder zumindest als außerge-
wöhnliche Belastungen allgemeiner Art (§ 
33 EStG) steuerlich abziehbar sind. Doch 
der Bundesfinanzhof versagt den Abzug, 
wenn keine gesetzliche Unterhaltspflicht 
besteht, sondern sich diese „nur“ aus § 68 
AufenthG ergibt.

Der Sachverhalt: Eine Steuerpflichtige 
nimmt im Jahre 2014 ihre Schwester mit 
Ehemann und Tochter aus der Ukraine in 
ihrem Haushalt auf. Die aufgenommenen 
Personen erhalten den Status „Aussetzung 

der Abschiebung“ (Duldung). Die Steuer-
pflichtige macht einen Betrag von 15.800 
Euro als außergewöhnliche Belastung gel-
tend. Das Finanzamt erkennt die Kosten 
jedoch nicht an, weil keine gesetzliche 
Unterhaltspflicht vorliegt. Und auch der 
Abzug als außergewöhnliche Belastungen 
allgemeiner Art nach §  33 EStG wird ver-
neint. Der BFH stimmt dem Finanzamt zu. 
Ein Abzug nach §  33a EStG scheide aus, 
weil die Schwester mit Ehemann und Kind 
nicht zu den unterhaltsberechtigten Ange-
hörigen gehören. Ein Abzug nach § 33 EStG 
kommt ebenfalls nicht in Betracht, auch 
wenn eine sittliche Verpflichtung anzuneh-
men ist. Denn das besondere Regelungs-
werk des § 33a EStG, konkret des Absatz 4 
dieser Vorschrift, stehe einem Abzug nach 
§ 33 EStG entgegen.

Praxistipp:
Im Urteilsfall war bedeutsam, dass die 
aufgenommenen Personen lediglich 
geduldet waren (§ 60a AufenthG). Das 
Bundesfinanzministerium hat im Jahre 
2015 verfügt, dass Aufwendungen für 
den Unterhalt von Personen, die eine 
Aufenthalts- oder Niederlassungs-
erlaubnis nach § 23 AufenthG haben, 
unabhängig von einer gesetzlichen 
Unterhaltsverpflichtung nach § 33a 
EStG berücksichtigt werden. Auf die 
gesetzliche Unterhaltspflicht komme es 
in diesem Fall nicht an. Voraussetzung 
sei allerdings, dass der Unterstützer 
eine Verpflichtungserklärung nach § 68 
AufenthG abgegeben hat. Insofern ist 
für den Kostenabzug also zwischen den 
jeweiligen Duldungs- und Aufenthalts-
genehmigungen zu unterscheiden 
(BMF-Schreiben vom 27.5.2015, BStBl. 
2015 I S. 474).
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